
Ressort: Politik

Grüne warnen vor "Desaster" durch geplante Klagerechte

Berlin, 04.06.2018, 22:16 Uhr

GDN - Die Grünen sehen mit der geplanten Musterfeststellungsklage erhebliche Risiken auf die Verbraucher zukommen. Als Grund
nannte die Grünen-Obfrau im Bundestags-Rechtsausschuss, Manuela Rottmann, die im Gesetzentwurf vorgesehenen Bedingungen
zur Teilnahme an einem Klageverfahren. 

Für die Anmeldung zum Klageregister bestehe kein Anwaltszwang. Allerdings seien die Anforderungen an eine "wirksame
Anmeldung" so stark erhöht worden, dass sie von einem Laien schwer zu erfüllen seien. "Ohne einen Anwalt droht da ein Desaster",
sagte Rottmann dem "Handelsblatt" (Dienstagausgabe). Die Grünen-Politikerin wies darauf hin, dass nach den derzeitigen Plänen der
Großen Koalition die Verjährung durch die Anmeldung nur gehemmt werde, "wenn dem angemeldeten Anspruch derselbe
Lebenssachverhalt zugrunde liegt wie den Feststellungszielen der Musterfeststellungsklage". Das werde der Verbraucher aber alleine
"schwerlich mit Sicherheit prüfen können", warnte Rottmann. "Er läuft also mit einer eigens gefertigten Anmeldung Gefahr, nicht
wirksam die Verjährung seiner Ansprüche zu verhindern." Kritisch sieht Rottmann auch, dass staatlich finanzierte Verbände wie der
Verbraucherzentrale Bundesverband (VZBV) durch die engen Kriterien für eine Klagebefugnis privilegiert würden. Denn künftig seien
nur Institutionen klageberechtigt, wenn sie ohne Gewinnerzielungsabsicht agierten und nicht wesentlich durch Unternehmen finanziert
seien. Staatlich geförderten Einrichtungen werde damit "faktisch ein Monopol auf die Erhebung von Musterfeststellungsklagen
eingeräumt". Das sei "ein dramatischer Systembruch", warnte die Grünen-Politikerin. Denn: "Gegen wen wie
Musterfeststellungsklagen erhoben werden, darauf hat der Staat nun mittelbar Einfluss." Auch die FDP-Verbraucherpolitikerin
Katharina Kloke mahnte Verbesserungen an den geplanten Regelungen ab. Nach dem Regierungsentwurf führe nicht etwa die am
besten geeignete qualifizierte Einrichtung die Klage, sagte die Bundestagsabgeordnete dem "Handelsblatt" (Dienstagausgabe). Es
reiche, die schnellste gewesen zu sein, denn das Gericht dürfe nur eine einzige Musterklage zulassen. "Das hier festgeschriebene
Windhund-Prinzip hilft weder dem betroffenen Verbraucher, noch dem redlichen Unternehmen", kritisierte Kloke. "Besser wäre es,
wenn das Gericht innerhalb einer bestimmten Frist den bestgeeigneten Klageführer unter mehreren auswählen würde oder zumindest
einige wenige parallele Musterfeststellungsklagen zulässig wären."

Bericht online:
https://www.germandailynews.com/bericht-107145/gruene-warnen-vor-desaster-durch-geplante-klagerechte.html

Redaktion und Veranwortlichkeit:
V.i.S.d.P. und gem. § 6 MDStV: 

Haftungsausschluss:
Der Herausgeber übernimmt keine Haftung für die Richtigkeit oder Vollständigkeit der veröffentlichten Meldung, sondern stellt
lediglich den Speicherplatz für die Bereitstellung und den Zugriff auf Inhalte Dritter zur Verfügung. Für den Inhalt der Meldung ist der
allein jeweilige Autor verantwortlich. 

Editorial program service of General News Agency:
United Press Association, Inc.
3651 Lindell Road, Suite D168
Las Vegas, NV 89103, USA
(702) 943.0321 Local
(702) 943.0233 Facsimile

https://www.germandailynews.com/bericht-107145/gruene-warnen-vor-desaster-durch-geplante-klagerechte.html


info@unitedpressassociation.org
info@gna24.com
www.gna24.com 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

mailto:info@unitedpressassociation.org
mailto:info@gna24.com
http://www.gna24.com/
http://www.tcpdf.org

